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Dienststelle Volksschulbildung 

 
MERKBLATT 
 
Integrative Sonderschulung: Anstellungsfragen 
 
Für Schulleitungen und Schulbehörden 

Anstellung bei integrativen Sonderschulmassnahmen 
Über die Durchführung einer integrativen Sonderschulung (IS) entscheidet die Dienststelle 
Volksschulbildung (DVS), gestützt auf einen begründeten Antrag der Schulleitung der Regel-
schule. Sie legt die Massnahmen (Art und Dauer) sowie die finanziellen Mittel fest. Die Verfü-
gungen werden in der Regel für ein bis maximal vier Jahre ausgestellt und können verlängert 
werden. 

Lehr- und Fachpersonen für integrative Sonderschulung 
Für die Umsetzung der angeordneten Massnahmen werden folgende Lehr- und Fachperso-
nen eingesetzt: 
 
- Schulische Heilpädagogin/Schulischer Heilpädagoge als Lehrperson für die integrative 

Sonderschulung (Anstellung durch die Regelschule)  
- Klassenlehrperson der Regelschule 
- evtl. IF-Lehrperson (Anstellung durch die Regelschule) 
- evtl. Klassenassistenz (Anstellung durch die Regelschule) 
- evtl. Logopädin/Logopäde (Anstellung durch den Träger des Schuldienstes) 
- evtl. Psychomotorik-Therapeutin/-Therapeut (Anstellung durch den Träger des Schul-

dienstes) 

Anstellungsbedingungen für Lehr- und Fachpersonen an Regelschulen 
Bei den Lehr- und Fachpersonen, die bei einer integrativen Sonderschulung mitwirken, kom-
men die personalrechtlichen Bestimmungen für die Lehrpersonen und die Fachpersonen der 
schulischen Dienste zur Anwendung. Insbesondere sind dies: 
 
- Gesetz über das öffentlich-rechtliche Arbeitsverhältnis (Personalgesetz; PG) vom  

26.°Juni 2001 
- Verordnung zum Personalgesetz (Personalverordnung; PVO) vom 24.°September 2002 
- Besoldungsordnung für die Lehrpersonen und die Fachpersonen der schulischen Dienste 

(BOL) vom 2. Mai 2005  
- Besoldungsverordnung für die Lehrpersonen und die Fachpersonen der schulischen 

Dienste (BVOL) vom 17. Juni 2005  
- Merkblatt „Richtlinie zur Anstellung von Lehrpersonen mit variablem Pensum (Pensen-

bandbreite)“ des Bildungs- und Kulturdepartements vom 25. März 2020. 
 

Die Arbeitspensen der beteiligten Personen werden in der Regel jeweils für ein Schuljahr, 
eventuell für den Rest des Schuljahres festgelegt. Ist bei der Verfügung der Massnahmen be-
reits bekannt, dass die integrative Sonderschulung nur während eines Teils des Schuljahres 
durchgeführt wird, so wird bei der Berechnung des Besoldungsanspruchs das Verhältnis 
Schul-/Kalendertage (= Schul-/Ferienverhältnis) miteinbezogen (ausgenommen von dieser 
Regelung sind die Klassenassistenzen). 
 



 

 

2019-648 / Integrative Sonderschulung: Anstellungsfragen Februar 2022 Seite 2 von 3 
 

 

 

Da es wegen Weg- und Zuzug von Lernenden mit einer Sonderschulverfügung immer wieder 
zu Änderungen während des Schuljahres kommen kann, wird empfohlen, die entsprechenden 
Lehrpersonen und Fachpersonen mit variablem Pensum (Pensenbandbreite) anzustellen.  
 
In Ausnahmefällen, z.B. bei unsicherem Erfolg der integrativen Sonderschulung, kann gemäss 
§ 16 Absatz 3 PG die Kündigungsfrist im gegenseitigen Einvernehmen gekürzt werden, (z. B. 
Vereinbarung einer Kündigungsfrist von einem Monat mit Beendigung auf Ende eines Monats).  

Vorzeitige Beendigung der integrativen Sonderschulung 
Eine integrative Sonderschulmassnahme wird in der Regel auf Ende eines Schuljahres been-
det. Verschiedene Gründe können dazu führen, dass eine integrative Sonderschulung vorzei-
tig beendet werden muss: 
 
- Wohnortswechsel innerhalb des Kantons (gleiche oder neue durchführende Stelle zustän-

dig)  
- Wegzug in einen anderen Kanton  
- Veränderung des Sonderschulbedarfs 

 
Muss die integrative Sonderschulung vorzeitig beendet werden, muss dies der DVS umgehend 
gemeldet werden. In den meisten Fällen werden die für die integrative Sonderschulung 
angeordneten Massnahmen hinfällig. Damit fallen die Arbeitsaufträge weg, obwohl das 
Anstellungsverhältnis mit Lohnanspruch für die vereinbarte Einsatzdauer und das festgesetzte 
Pensum noch weiterbestehen. Es ist im Einzelfall zu prüfen, auf welche Weise eine Lösung 
gefunden werden kann, die einerseits den personalrechtlichen Bestimmungen und den Finanzen 
Rechnung trägt, andererseits aber auch für die Lehr- oder Fachperson zumutbar ist. 
 
Die Bezahlung der angeordneten Massnahmen dauert längstens bis zum Ende der regulären 
Kündigungsfrist, wenn Anstellungen weitergeführt werden müssen. 

Vorgehen bei vorzeitiger Beendigung 
Zuständig für die personellen Massnahmen sind: 
- Regelschule (Schulort des oder der Lernenden): für Klassenlehrperson und Klassenas-

sistenzen, für Schulische Heilpädagogin/Schulischen Heilpädagogen  
- Sonderschule/SPD/FDA: für Fachpersonen mit Einsatz als Coach für die IS im Bereich 

Verhalten und sozio-emotionale Entwicklung 
- Trägergemeinde des Schuldienstes: für Logopädin/Logopäde, Psychomotorik-Therapeu-

tin/-Therapeut 
 

Bei einer vorzeitigen Beendigung der integrativen Sonderschulung sind folgende Lösungs-
möglichkeiten zu prüfen:  
 
Veränderungen bei der Anstellung: 
- Anpassung der Unterrichtsverpflichtung innerhalb der Bandbreite gemäss Merkblatt 

zur Pensenbandbreite.  
- Anpassung des Arbeitspensums in Form einer Umgestaltung gemäss § 12 PG  

oder 
- Beendigung des Arbeitsverhältnisses durch Kündigung gemäss § 18 lit. a PG  

oder  
 

Für die Kündigungsfristen gelten die Bestimmungen gemäss § 16 PG bzw. des erwähnten 
Merkblattes oder der im Einzelfall vereinbarten Frist. Von diesen Fristen kann im gegenseitigen 
Einverständnis abgewichen werden.  
 
Bei einer Umgestaltung oder Beendigung des Arbeitsverhältnisses handelt es sich um einen 
Entscheid der zuständigen Behörde, der mit Verwaltungsgerichtsbeschwerde angefochten 
werden kann. Eine Anpassung der Unterrichtsverpflichtung innerhalb der Bandbreite gilt nicht 
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als Umgestaltung gemäss § 12 PG. Der Entscheid muss auf Wunsch schriftlich begründet 
werden und kann angefochten werden (§ 70 Abs. 2 PG). 

Einsatz in einem anderen Aufgabenbereich gemäss § 12 Abs. 3 und § 51 Abs. 2 PG: 
Das Arbeitsverhältnis bleibt bezüglich Besoldung, Dauer und Arbeitspensum unverändert. 
Gemäss Personalgesetz können den Angestellten vorübergehend zumutbare Arbeiten, die 
nicht zu ihrem eigentlichen Aufgabenkreis gehören, übertragen werden, sofern es die 
dienstlichen Bedürfnisse erfordern.  
 
Der Lehr- oder Fachperson können neue Aufgaben im zeitlichen Umfang des wegfallenden 
Pensums übertragen werden, wenn sie angemessen auf die Fachkompetenzen oder die 
bisherige Tätigkeit Rücksicht nehmen. Besteht bei der Regelschule also eine passende 
Vakanz für welche die Lehr- oder Fachperson eingesetzt werden kann, so ist die Regelschule 
verpflichtet, die Lehr- oder Fachperson intern einzusetzen, bevor sie eine Stellvertretung oder 
eine andere Lehr- oder Fachperson hierfür anstellt. 
 
Im Weiteren können auch Arbeiten im Rahmen des Schulpools oder Aufgaben aus dem 
Arbeitsfeld Schule (gestalten und organisieren, entwickeln und evaluieren der eigenen Schule) 
übertragen werden. 
 
Diese Arbeiten und Aufgaben werden nicht über das Sonderschulbudget finanziert, da 
die zugeteilte «neue» Arbeit ohnehin eine im Rahmen der Regelschule zu erbringende 
Leistung darstellt, resp. dafür Pensenressourcen von Seiten der Regelschule zur Verfügung 
stehen.  
 
Kann keine zumutbare Arbeit zugewiesen werden, besteht Anspruch auf Lohnzahlung in 
unveränderter Höhe bis zum Ablauf einer befristeten Anstellung bzw. bis zur nächst-möglichen 
Anpassung des Pensums oder bis zur Beendigung des Arbeitsverhältnisses unter Einhaltung 
der gesetzlichen Fristen.  
 
 
 
Luzern, März 2022 
420384 


